
Bundessozialgericht
. ’ „

4-RJ545/64 ' Im Namen des Volkes

In dem Rechtsstreit

Zugestellt am '

2
„ Oktober 1965

Kläger und Revisionskläger,

gegen

0 o o o o o o o a ’

Beklagte und Revisionsbeklagte9

hat der 4° Senat des Bundessozialgerichts am 9° Sep—

tember1365 ohne mündliche Verhandlung durch

Senatspräsident P e n q u i t t
Vorsitzender,

Bundesrichter s c h m 1 t t und
Bundegrichter Dr° E c k e r ‚
Bundessozialrichter K r i e g und

Bundessozialrichter R e i m e r

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Baden—Württemberg

vom 20° Juli 1964 wird aufgehoben.

Der Rechtsstreit wird zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an das Landessozialgericht zurückver—

wieseno
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Dcr Rechtsstreit wird, soweit nicht die Beklagte im ersten
Rechts2ug den Anspruch des Klägers auf eine Rente wegen Er—

werbsunfähigkeit anerkannt hat, um die Anrechnung einer Heft—

zcit — vom 26° August 1940 bis 50 Mai 1945 — als renténstci—

gernder Versicherungszeit (55 1255, 1258, 1251 Abs° 1 Nrn„
1, 4 der Reichsversicherungsordnung — EVO —) geführte Hin—

sichtlich des Anspruchs auf eine höhere Rente hat das Sozial—

gericht (SG) Mannheim die Klage durch Urteil vom 8° Mai 1965

abgewiesen° Das Landessozialgerieht (LSG) Baden—Württemberg

hat die — nicht fristgerecht eingelegte — Berufung des Klä—

gers am 20" Juli 1964 als unzulässig verworfeno

Nachdem das LSG zunächst vergeblich versucht hatte, das Ur—

teil dem Kläger persönlich zuzustellen — er war im Berufungs—

rechtszug nicht durch einen Bevollmächtigten vertreten —,
teilte das Psychiatrische Landeskrenkenhaus Wiesloch mit,

daß der Kläger dort wegen eines erneuten Schubs einer bei

ihm bereits früher aufgetretenen Schizophrenie aufgenommen

werden und als geschäftsunfähig im Sinne des @ 104 Hr„ 2 des

Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) anzusehen sei° Deshalb bc—

stellte der Vorsitzende des Berufungsgerichts auf Grund des

@ 72 Abs° 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) für den Kläger

einen besonderen Vertreter° Zum Zwecke der Zustellung an
ihn wurde das Urteil am 14° Oktober 1964 zur Post gegeben

(@ 4 des Verwaltungszustellungsgesetzes — VWZG —)0

im 25„ Februar 1965 hat der Kläger durch seinen ihm im Ar—

menrecht beigeordneten Prozeßbevollmächtigten Revision ein—

gelegt und zugleich um Wiedereinsetzung in den vorigen Stand

"gebeteno Am 25° Februar 1965 ist die Revision mit folgenden

Ausführungen begründet worden: Der Kläger sei während des

Verfahrens vor dem LSG nicht geschäftsfähig und somit auch
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nicht prozeßfähig gewesen. Deutliche Anzeichen hierfür

hätten sich dem — vom SG eingeholten — Befundbericht des

Psychiatrischen Landeskrankenhauses Wiesloch vom 30. März
1963 entnehmen lassen° Das LSG hätte sich deshalb schon

zu Beginn seines Verfahrens veranlaßt sehen müssen, beim

Amtsgericht auf die Bestellung eines Vormundes hinzuwir—

ken, jedenfalls aber einen besonderen Vertreter nach 5 72

Abs° 1 SGG zu bestellen° Das LSG habe verfahrensrechtli—

che Vorschriften auch insofern verletzt, als es die Beru—

fung des Klägers als unzulässig verworfen habe; es hätte

ihm Wiedereinsctzung in den vorigen Stand gewähren müssen°

Schließlich habe das LSG gegen 5 96 SGG verstoßen, indem

es den während des Berufungsverfahrens ergangenen Bescheid

der Beklagten vom 15. Juli 1963, einen Ausführungsbescheid

entsprechend ihrem Anerkenntnis, nicht als Gegenstand des

Rechtsstreits angesehen habe.

Der Kläger beantragt,

unter Abänderung der Entscheidungen der Vorinstanzen

und des Bescheides der Beklagten vom 16° Februar 1960

diese zur Berücksichtigung der im Klageantrag bezeich—

neten Haftzeit als Versicherungszeit zu verpflichten,

hilfsweise, %; _ > _ . _ , * 31
den Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an die Vorinstanz zurückzuverweisen°

Die Beklagte tritt dem Antrag des Klägers auf Wiedereinsetzung

in den vorigen Stand und auf Zurückverweisung des Rechts—

streits an das LSG nicht entgegen„

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung durch Urteil einverstanden erklärt
(55 165, 155 AbSo 1, 124 AbSo 2 SGG)O

Der Kläger hat zwar die am 170 November 1964 abgelaufene Re—

visionsfrist versäumt, sein Rechtsmittel gilt aber dennoch

als fristgerecht eingelegt, weil er ohne Verschulden verhindert

..4_
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war, die gesetzliche Verfahrensfrist einzuhalten und somit

Anspruch auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand hat
(@ 67 SGG)° Der Hinderungsgrund bestand in der Armut des

Klägers, die es ihm nicht gestattcte, auf eigene Kosten einen

Prozeßbevollmäehtigten mit der Einlegung des Rechtsmittels
.

zu beauftragen, Auf das vor Ablauf der Revisionsfrist ange—
brachte Armenrechtsgesuch hat der Senat dem Kläger erst durch

Beschluß vom 20, Januar 1965 seinen jetzigen Prozeßbevoll—

mächtigten beigeordnet° Dieser hat innerhalb eines Monats

nach Zustellung des Beschlusses das Rechtsmittel eingelegt

und begründet, Auch der Wiedereinsetzungsantrag ist inner—

halb eines Monats (@ 67 Abs, 2 SGG) eingegangen, Dem Klä—

ger wird deshalb Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gewährto

Die Revision ist, obwohl das LSG sie nicht zugelassen hat,

statthaft, weil das Berufungsverfahren, wie der Kläger ord—

nungsmäßig und zutreffend gerügt hat, an wesentlichen Män—

geln leidet (@ 162 Abso 1 Nr„ 2 SGG)„

Das LSG hat die ihm nach 5 71 Abs° 6 SGG in Verbindung mit

% 56 der Zivilprozeßordnung (ZPO) obliegende Pflicht, die

Prozeßfähigkeit des Klägers von Amts wegen zu prüfen, ver—

letzt° Besonderer Erhebungen über die Geschäftsfühigkeit und

damit über die Prozeßfähigkeit eines Beteiligten bedarf es

allerdings im allgemeinen nicht, wenn insoweit keine ernst—

haften Zweifel bestehen, Dem LSG war jedoch aus dem Befund—

bericht des Psychiatrischen Landeskrankenhauses Wiesloch vom

300 März 1963 bekannt, daß bei dem Kläger schon seit Jahr—

zehnten eine Schizophrenie vorliegt, die während des erst—

instanzliehen Verfahrens — im Frühjahr 1962 — akutere Symp—

tome gezeigt und zur Aufnahme in das vorgenannte Krankenhaus

geführt hatte° Unter diesen Umständen hätten sich dem LSG

Zweifel an der Brozeßfähigkeit des Klägers aufdrängen und es

hätte ihnen durch eine Beweiser1ebung nachgehen müsseno

Darüber hinaus ist durch Bescheinigungen des Psychiatrischen

Landeskrankenhauses tiesloch vom 2, November und 100 Dezember

1964 erwiesen, daß der Kläger tatsächlich während des

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_5_

Berufungsverfahrens geschäftsunfähig im Sinne des 5 104 Nr. 2

BGB war, sich deshalb nicht durch Verträge verpflichten konnte

(@ 105 Abs° 1 BGB) und somit prozeßunfähig war (5 71 Abs° 1
SGG):) Er war also im Verfahren vor dem Berufungsgericht nicht

nach Vorschrift der Gesetze vertreten (@ 551 Nr° 5 ZPO)° Die—

ser unbedingte Revisionsgrund gilt über 5 202 SGG auch im Ver—

fahren der Sozialgerichtsbarkeit (BSG 5, 176, 177)° Auf dem

festgestellten Verfahrensmangel beruht die angefochtene Ent—

scheidung nach ausdrücklicher gesetzlicher Regelung° Die

Revision ist hiernach begründet°

Das Urteil des LSG muß aufgehoben und der Rechtsstreit zur
Durchführung eines gesetzmäßigen Verfahrens an das LSG

zurüekvcrwiescn werden°

Über die Kosten des Revisionsverfahrens wird das LSG im ab—

schließenden Urteil zu befinden haben„ ' ’ ' “:
. i

‘
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